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I. Einleitung 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der Übernahme der Insti-

tution der Staatsanwaltschaft in die deutschen Rechte des 19. Jahrhun-

derts. In der Reform des Strafprozesses wurden Mündlichkeit und 

Öffentlichkeit der Gerichtsverhandlungen und das Anklageprinzip mit 

Staatsanwaltschaft gefordert.
1
 In der zeitgenössischen Literatur ging 

man davon aus, dass die Staatsanwaltschaft nicht von den Prinzipien 

der Öffentlichkeit und der Mündlichkeit getrennt werden könne.
2
 Im-

mer wieder wird die Staatsanwaltschaft daher als eine liberale Einrich-

tung aus der Zeit der Märzrevolution bezeichnet. Wenn dies den Tat-

sachen entspricht, stellt sich sie Frage, warum das Institut die Restau-

ration nach 1848 überstanden hat. Dieser Frage soll die vorliegende 

Arbeit nachgehen.   

Um die Entwicklung verständlich zu machen ist zuerst auf die Recht-

sprechung am Beginn des 19. Jahrhunderts einzugehen, die das Insti-

tut der Staatsanwaltschaft nicht kannte. Anschließend werden die Ar-

gumente der Reformbefürworter und der Reformgegner vor dem Hin-

tergrund des gesellschaftlichen und politischen Wandels in der ersten 

Hälfte des 19 Jahrhunderts gegenübergestellt und kritisch bewertet. 

Dann wird untersucht, wie die Staatsanwaltschaft eingeführt wurde 

und wie zeitgenössische Kritiker darauf reagierten. 

 

II. Das Inquisitionsprinzip 

Am Beginn des 19. Jahrhunderts herrschte in Deutschland das Inquisi-

tionsverfahren vor. Es hatte sich aus dem im Laufe der Jahrhunderte 

entwickelten Absolutismus gebildet
3
 und spiegelte die Macht des 

Staates wieder
4
. 

                                                
1 Kroeschell, III, S. 162; Schmidt, § 287.  
2 Zachariä, S. 265; Schwark, GA 1, 664; Savigny, Denkschrift, GA 7, S. 583. 
3 Zachariä, S. 79; Elling, S. 15. 
4
 Wohlers, S. 51. 
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Der Prozess war dadurch gekennzeichnet, dass er schriftlich, geheim 

und mittelbar ablief
5
, denn die Entscheidung wurde anhand der Akten-

lage getroffen. Der Richter nahm gleichzeitig auch die Anklagepositi-

on wahr. Der Angeklagte wurde gezwungen an seiner eigenen Über-

führung mitzuwirken und hatte kein Recht sich zu verteidigen.
6
 

Zwar konnten auch Privatpersonen die Anklage erheben, aber im Fal-

le, dass der Angeklagte freigesprochen wurde drohten ihnen erhebli-

che Nachteile. Deshalb nutzte man die Möglichkeit der Denunziation, 

bei der diese Gefahr nicht bestand.
7
 Das hatte zur Folge, dass Prozesse 

auf Grund einer Anklage fast nicht mehr vorkamen und der Untersu-

chungsprozess das wichtigste Verfahren wurde. 

 

III. Darstellung der Verhältnisse im Rheinland 

Nach dem Sieg Napoleon Bonapartes im Zweite Koalitionskrieg for-

derte dieser die Abtretung linksrheinischer Gebiete an Frankreich und 

die Entschädigung der dadurch enteigneten Reichsfürsten auf dem 

rechtsrheinischen Gebiet. Die Forderungen wurden im Reichsdeputa-

tionshauptschluss von 1803 umgesetzt.
8
 Das Rheinland wurde darauf 

von den Franzosen besetzte. Deshalb galt am Anfang des 19. Jahrhun-

derts im Rheinland das französische Recht, dass in der französischen 

Revolution schon ein Anklageverfahren mit der Staatsanwaltschaft 

entwickelt hatte. 1810 führten die französischen Besatzer die Staats-

anwaltschaft im Rheinland ein.
9
 

Das französische Strafverfahren beruhte auf dem Grundsatz der Ank-

lage durch die Staatsanwaltschaft als Behörde.
10

 Ihre Aufgeben lagen 

in der Erforschung und Verfolgung von strafbaren Handlungen und 

der Antragstellung vor Gericht
11

 als Vertreter der bürgerlichen Gesell-

                                                
5 Elling, S. 17. 
6 Wohlers, S. 50. 
7 Wohlers, S. 52; Hauptmann, S. 30. 
8 Vergl. Huber, Dokumente I, Nr. 1. 
9 Carsten, S. 13; Frommel, HRG, S. 1810; Wohlers, S. 63. 
10 Braun, S. 8; Frey, Frankreich, S.231. 
11

 Wohlers, S. 64; Braun, S. 8; Tippelskirch, GA 2, 449. 
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schaft. Außerdem beaufsichtigten sie die Gerichte und vertrat den 

Staat bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten.
12

 

Die Staatsanwaltschaft im französischen Recht konnte selbst Verhöre 

von Angeschuldigten oder Zeugen vornehmen, Hausdurchsuchungen 

durchführen und Verhaftungen anordnen.
13

 Damit hatte sie erhebliche 

Machtbefugnisse.  

Die Organisation der Staatsanwaltschaft nach ihrer Einführung ent-

sprach der französischen Institution.
14

 Die Staatsanwaltschaft war so 

aufgebaut, dass der Justizminister, der von der Regierung
15

 ernannt 

wurde und dieser gegenüber verantwortlich war
16

, die Spitze der Hie-

rarchie bildete und die unteren Schichten beaufsichtigte
17

. Am Kassa-

tionshof, dem höchsten Gericht waren der Generalprokurator
18

 mit 

seinen Gehilfen und die Generaladvokaten. Prokuratoren und Advoka-

ten unterschieden sich dadurch, dass die ersteren nur schriftlich tätig 

wurden, während letztere vor Gericht die Plädoyers hielten.
19

  

Bei dem Appellationshof waren Staatsprokuratoren beschäftigt. Sie 

waren Substituten des Generalprokurators
20

 und konnten gegen seinen 

Willen keine Klage erheben und mussten ihm über die Verfahren Be-

richt erstatten
21

. An  den Landgerichten, die in der ersten Instanz an-

zurufen waren, gab es die Oberprokuratoren.
22

  

Nach dem Rückzug der Franzosen aus dem Rheinland und dem Fall 

Napoleons blieb es den Einzelstaaten überlassen, ob sie das französi-

sche Recht wieder abschafften.
23

 Einige Staaten, wie Braunschweig, 

Hannover und Kurhessen  kehrten wieder zum alten Recht zurück.
24

 

Auch in Preußen wurde das alte Recht wiederbelebt, allerdings mit 

Ausnahme der linksrheinischen Gebiete.
25

  

                                                
12 Braun, S. 8; Tippelskirch, GA 2, 449; Planck, S. 28. 
13Braun, S. 18; Frey, Frankreich, S. 232. 
14 Schubert, S. 531. 
15 Frey, Frankreich, S. 215 
16 Bornhak, S. 449, Frey, Frankreich, S. 215 
17 Braun, S. 10; Frey, Frankreich, S. 220. 
18

 Starcke, S. 229; Bornhak, S. 449  
19 Daniels, S. 49 
20 Daniels, S. 49; Frey, Frankreich, S. 208. 
21 Braun, S. 9; 
22 Starke, S. 229; Daniels, S. 49 
23 Bornhak, S. 431. 
24 Kroeschell, III, S. 126; Vormbaum, S. 73. 
25

 Vormbaum, S. 73. 
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Als Grund dafür wird angeführt, dass die Menschen im Rheinland sich 

schon aus konfessionellen Gründen nicht mit dem preußischen König 

identifizieren konnten.
26

 Außerdem hatten die Bürger die Fortschritt-

lichkeit des französischen Rechts erkannt
27

, denn es gab ihnen Frei-

heitsrechte, die sie unter dem alten Recht nicht gehabt hatten.
28

 Sie 

hatten auch ein wirtschaftliches Interesse an der Beibehaltung eines 

einheitlichen Rechts innerhalb des Rheinlands
29

, das zudem mit dem 

Recht ihrer Nachbarstaaten übereinstimmte
30

.   

 

IV. Reformbestrebungen 

1. Argumente der Reformbefürworter und ihrer Gegner 

Ein thematischer Bereich des Meinungsstreits um die Einführung der 

Staatsanwaltschaft drehte sich um die Vereinbarkeit derselben mit der 

Staatsform. Die Gegner des reformierten Strafprozesses argumentier-

ten, dass die Monarchie sich nicht mit der Reform vertrage, weil die 

oberste Gerichtsgewalt vom König ausgehe und dieser deshalb nicht 

als Partei im Prozess auftreten könne.
31

 

Durch die Verfassungsgebung in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-

derts verlor der Monarch immer mehr an Überstaatlichkeit und das 

Bürgertum schaffte es sich als machtpolitischer Faktor zu emanzipie-

ren. Die Staatsanwaltschaft sollte deshalb das öffentlichen Interessen 

der bürgerlichen Gesellschaft und nicht mehr den König vertreten.
32

 

Aus dieser Forderung wird ersichtlich, dass die Änderung sich erst 

durchsetzen konnte, als der König den absoluten Anspruch auf Reprä-

sentation der Öffentlichkeit an das Volk verlor.
33

  

Weitere Kritik an dem Inquisitionsprozess erhob sich, weil der Richter 

nicht völlig neutral sein konnte, wenn er gleichzeitig anklagen und 

                                                
26

 Eisenhardt, Rn. 446. 
27 Bornhak, S. 431; Becker, JuS 85, 344. 
28 Becker, JuS 85, 344. 
29 Becker, JuS 85, 344. 
30 Eisenhardt, Rn. 446. 
31 Hoepfner, S. 25, 26. 
32 Mittermaier, Gesetzgebung, S. 182. 
33

 Siehe unten in Abschnitt IV/2. 
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urteilen sollte.
34

 Aus Sicht der Reformer dienten Richter dem Staat 

und auch die Gesetze seien eher gegen den Angeklagten.
35

  

Dagegen wurde angeführt, dass der Richter weiterhin belastende und 

entlastende Hinweise zu berücksichtigen hätte. Weiterhin bestand 

nach Ansicht der Reformgegner die psychologische Überforderung 

nicht, da der Untersuchungsrichter vom entscheidenden Richter ge-

trennt sei.
36

 Der Untersuchungsrichter sei in der Lage in beide Rich-

tungen zu ermitteln und das Verfahren haben genug Einrichtungen um 

sicherzustellen, dass keine Befangenheit des Richters nicht zu be-

fürchten sei.
37

  

Aber durch diese Mittelbarkeit des Prozesses konnte der Untersu-

chungsrichter das Urteil strak beeinflussen, denn der urteilende Rich-

ter war nicht in  der Lage, sich einen persönlichen Eindruck von dem 

Angeklagten zu machen, da er ausschließlich anhand von Akten ent-

schied. Außerdem wäre die Trennung von Spezial- und Generalinqui-

sition in der Praxis als unpraktisch empfunden und weitestgehen auf-

gehoben worden.
38

 Die Staatsanwaltschaft würde den Reformern nach 

sicherstellen, dass der Richter völlig objektive Urteile fällen könnte.
39

 

Als Argument für die Beibehaltung des alten Verfahrens wurde ange-

führt, dass das es den Zweck der schnellen und ordentlichen Abhand-

lung erfülle, so dass keine Notwendigkeit für eine Änderung bestün-

de.
40

 Das Inquisitionsverfahren sei viel gründlicher, als das akkusato-

rische Verfahren.
41

 Allerdings erfolgte das Eingeständnis, dass oft zu 

gründlich untersucht würde und die Kosten und die Dauer des Prozes-

ses dadurch in die Höhe getrieben werden.
42

 Außerdem sei die Pro-

zessdauer, in anderen Ländern, die das Anklageverfahren praktizieren, 

nicht kürzer.
43

 Es wurde aber gleichzeitig darauf hingewiesen, dass es 

                                                
34 Zachariä, S. 264; Schwarze, Art. 1.; Mittermaier, Strafverfahren, S. 200; Savig-

ny,,Denkschrift, GA 7, S. 584. 
35 Leue, S. 111. 
36

 Hoepfner, S. 27. 
37 Hoepfner, S. 28. 
38 Schmidt, §178. 
39 Protokoll, in Schubert/Regge,  Bd. 6/II, S. 1396. 
40 Schubert/Regge, Bd. 5, S. 902.  
41 Hoepfner, S. 11. 
42 Hoepfner, S. 11. 
43

 Hoepfner, S. 39. 
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keine statistischen Erhebungen geben, die als Beleg für ein schnelleres 

Verfahren im Akkusationsprozess dienen könnten.
44

 

Kritiker hielten dem die lange Dauer des alten Strafverfahrens entge-

gen, was die Prozesskosten ebenfalls erhöhte.
45

 Dieses Argument 

scheint glaubhaft zu sein, da die Prozesse nach dem alten Verfahren 

vor dem Reichskammergericht für ihre lange Dauer bekannt waren.
46

 

Dieses hatte zwar nur wenige Kompetenzen auf dem Gebiet der Straf-

rechtspflege, denn diese lag in der Hand der Landesherren, aber das 

Verfahren verlief auf die gleiche Weise. Somit scheint es sich bei dem 

Vorbringen der Reformgegner um ein vorgeschobenes Argument zu 

handeln, dass den Tatsachen nicht entsprach. Statistiken zu Gunsten 

des Inquisitionsprozess wurden nicht vorgelegt, so dass das Argument 

nicht auf einer eindeutigen Faktenbasis stand.  

Es wurde von Seiten der Reformgegner betont, dass gerade bei Straf-

sachen die Bevölkerung sehr mit den ihnen bekannten Gesetzen ver-

wachsen sei, so dass sie einer Änderung nicht aufgeschlossen wäre.
47

 

Dieses Argument lässt außer Acht, dass erst ein paar Jahre zuvor ein 

neues Straf- und Strafprozessrecht durch die Franzosen im Rheinland 

eingeführt wurde und dort so gute Aufnahme fand, dass die Bürger 

sich davon nicht mehr trennen wollten. Somit schienen Bürger durch-

aus auch auf dem Gebiet des Strafrechts für Veränderungen offen zu 

sein. 

Gegen die Staatsanwaltschaft wurde behauptet, dass die Bevölkerung 

sich mit ihr nicht anfreunden würde, weil sie den Eindruck erwecke, 

dass der Staat ein überwiegendes Interesse an der Verurteilung hätte.
48

 

Dagegen sprach, dass die Staatsanwälte im Rheinland ein hohes An-

sehen genossen und dass auch Inquisitionsrichter mit ähnlichen Prob-

lemen konfrontiert wäre.
49

 

Ein weiteres Argument wies darauf hin, dass die geforderten Neue-

rungen in vielen Staaten nicht eingeführt wurden, obwohl sie überall 

                                                
44 Hoepfner, S. 39. 
45 Jagemann, Gerichtssaal 1849/II, S. 222; Holtzendorff, S. 18. 
46 Sellert, HRG IV, S. 33; Kroeschell, II, S. 278. 
47 Lipowski, S. XVIII; Schubert/Regge, Bd. 5, S. 903. 
48 Hoepfner, S. 23. 
49

 Savigny, Denkschrift, GA 7, S. 583. 
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diskutiert worden waren
50

 und dass viele Fachgelehrte das Verfahren 

abgelehnt hätten.
51

 Dem konnten die Reformer entgegengehalten, dass 

rheinische Juristen ihr Verfahren auf andere Landesteile verbreiten 

wollten.
52

 

Es handelt sich um ein reines Autoritätsargument, dem man nur einge-

schränkte Aussagekraft zumessen kann. In vielen deutschen Staaten 

herrschten in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts noch dem absolu-

tistischen Geiste anhängende monarchische Regierungen, die kein 

Mitspracherecht des Volkes wollten.
53

 Im Laufe der Zeit verschoben 

sich die Meinung im juristischen Schrifttum allmähliche zu Gunsten 

des neuen Verfahrens.
54

 Also schienen auch die Fachgelehrten sich für 

die Neuerung zu interessieren. 

Von den Reformgegnern wurde auf die praktischen Schwierigkeiten 

der Umsetzung hingewiesen. Die Polizeiverfassung müsste gänzlich 

geändert werden, was praktisch unmöglich sei.
55

  

Dagegen wurde angeführt, dass die Staatsanwaltschaft mit der Poli-

zeiverfassung vereinbar sei, da die Polizei ohnehin dazu verpflichtet 

wäre Verbrechen vor Gericht anzuzeigen.
56

 Es fände nur ein Organ-

wechsel gegenüber der Polizei statt, wenn diese nicht mehr bei Ge-

richt, sondern bei der Staatsanwaltschaft anzeige erstatte.
57

 Damit hielt 

diese  Ansicht die Änderung für möglich, zumal die Polizei bis dahin 

faktisch als Anklagebehörde fungiert hätte
58

. 

Es wurde von den Gegnern der Staatsanwaltschaft angeführt, dass die 

Staatsanwaltschaft zu viel Macht bekommen könnte. Sie meinten, dass 

die  Beamten willkürlich darüber entscheiden könnten, ob eine verhaf-

tete Person befragt oder freigelassen würde.
59

  

                                                
50 Schubert/Regge, Bd. 5, S. 903. 
51 Hoepfner, S. IV. 
52

 Köstlin, S. 8; Feuerbach, S. VII. 
53 Siehe im nächsten Abschnitt IV/2. 
54 Köstlin, S. 13. 
55 Schubert/Regge, S. 930. 
56 Denkschrift, in Schubert/Regge, Bd. 6/II, S. 1377. 
57 Denkschrift, in Schubert/Regge,Bd. 6/II, S. 1378. 
58 Protokoll, in Schubert/Regge, Bd. 6/II, S. 1396. 
59

 Schubert/Regge, Bd. 5, S. 930. 
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Dem stand die Erfahrung aus anderen Ländern entgegen, dass die 

Staatsanwaltschaft dort nicht zu hart mit dem Beschuldigten umgehen, 

sondern sogar eine große Anzahl an Prozessen früh einstellen würde.
60

  

Die Reformgegner betonten, dass es den Anklageprozess nur in archa-

ischen Rechtsformen gab, die man überwunden hätte.
61

 Als Beispiel 

werden die von Friedrich II. eingeführten Fiskalate genannt, die der 

Ermittlung der Täter dienen sollten. Diese hätten in ihrer Funktion den 

Untersuchungsrichtern entsprochen. Sie seien aber nur eingeführt 

worden, weil es keine richtigen Kondifikationen von Straf- und Straf-

prozessrecht gegeben habe.
62

 Das Institut sei daher mit der Verbesse-

rung des Gerichtswesens untergegangen.
63

 

Das Fiskalat entstand im Mittelalter und diente dazu, die fiskalischen 

Interessen der Landesherren zu wahren.
64

 Der Fürst konnte durch die-

se Institution Einfluss auf jedes Verfahren nehmen
65

, was dem Ans-

pruch der Fürsten auf Ausübung der absoluten Gewalt entsprach
66

. 

Die Fiskalen hatten nur eingeschränkt Befugnisse zur Strafverfol-

gung.
67

 Das Institut konnte sich nicht durchsetzen, weil die anfangs 

noch mündlichen Verfahren vor den Gerichten in der Praxis durch die 

Schriftlichkeit verdrängt wurden, so dass es den Beamten nicht mehr 

möglich wurde in die Verhandlung einzugreifen.
68

 Das Ende der Fis-

kalen kam mit der Carmerschen Justizreform
69

, mit der das Betreiben 

des Prozesses nicht mehr den Parteien, sondern dem Richter auferlegt 

wurde. Das machte die Beamten des Fiskalats entbehrlich.
70

 

Schließlich wurde es stillschweigend außer Kraft gesetzt, indem  Stel-

len seit 1809 in Preußen einfach unbesetzt blieben, oder es wurde ver-

boten.
71

 Die Fiskale handelten nicht als Untersuchungsrichter, sondern 

hatten die Aufgabe als Vertreter des Königs, mithin als Partei, den 

                                                
60 Mittermaier, Mündlichkeit, 329, 330. 
61 Schubert/Regge, Bd. 5, S. 930; Lipowski, S. 34.  
62 Schubert/Regge, Bd. 5, S. 932. 
63 Schubert/Regge, Bd. 5, S. 932. 
64

 Wohlers, S. 66. 
65 Schmidt, § 170. 
66 Daniels, S. 50. 
67 Knolle, HRG, S. 1134. 
68 Daniels, S. 52. 
69 Elling, S. 13. 
70 Daniels, S. 54; Carsten, S. 5; Elling, S. 13. 
71

 Carsten, S. 5; Elling, S. 13; Wohlers, S. 66; Daniels, S. 55. 
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Prozess zu führen. Sie sind nur begrenzt mit der französischen Staats-

anwaltschaft vergleichbar ist, da diese deutlich mehr Befugnisse 

hat.
72

Aber das Fiskalat konnte keinen Einfluss auf die Diskussion um 

die Staatsanwaltschaft entwickeln, weil es immer in den Inquisitions-

prozess eingebunden war und deshalb wenig eigene Initiative entwi-

ckel  konnte.
73

  

Weiterhin ist es nicht richtig, dass das Strafrecht und Strafprozessrecht 

nicht richtig kodifiziert war. Mit der Rezeption des römischen Rechts 

entstanden strafrechtliche Kodifikationen, wie die Bambergische 

Halsgerichtsordnung von 1507 und die Peinliche Halsgerichtsordnung 

Karls. V von 1532 (Consitutio Criminalis Carolina
74

, die gerade das 

Ziel hatte Vorgaben für ein gerechtes Strafverfahren zu schaffen
75

.  

Allerdings änderte das nichts am Vorrang des Partikularrechts.
76

 Die 

Carolina wurde bis ins 18 Jahrhundert hinein als maßgebliches Recht 

in Wissenschaft und Praxis rezipiert.
77

 Dadurch wurde das schriftliche 

Verfahren in Deutschland eingeführt.
78

 Also lagen genügende Kodifi-

kationen vor, mit denen das Recht durchgesetzt werden konnte. 

Für den Inquisitionsprozess wurde angeführt, dass das Gericht das 

Verfahren von Amts wegen zum Zweck der Gerechtigkeitsverwirkli-

chung betreibe und deshalb nicht dran gebunden sei, dass der Betrof-

fen die  Anklage erhebe.
79

 Weiterhin müsse der Richter auch die per-

sönlichen Verhältnisse des Täters berücksichtigen als Ausdruck der 

Ermittlung der Wahrheit.
80

 Dem Anklageverfahren sei entgegenzuhal-

ten, dass es nur über das Verhältnis zwischen Kläger und Angeklag-

tem entscheide und nicht dazu diene, die materielle Gerechtigkeit her-

beizuführen.
81

 Es würde oft von den Opfern gescheut, weil sie den 

Aufwand nicht betreiben wollten oder Angst vor dem Täter hätten.
82

  

                                                
72 Feuerbach, S. 135. 
73 Rüping, GA 92, S. 148; Savigny, Denkschrift, GA 7, S. 578. 
74 Eisenhardt, Rn. 359. 
75

 Eisenhardt, Rn. 363.  
76 Eisenhardt, Rn. 363. 
77 Eisenhardt, Rn. 367. 
78 Leue, S. 48. 
79 Hoepfner, S. 6. 
80 Hoepfner, S. 6. 
81 Hoepfner, S. 7. 
82

 Dieterici, GA 2, 512. 
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Wäre den Bürgern die Möglichkeit der Privatanklage eröffnet worden, 

dann hätten sie selbst darüber entscheiden können, ob sie als Ankläger 

fungieren wollten oder nicht. Das hätte auch dem erweiterten Maß an 

Freiheitsrechten entsprochen, das Bürger in der ersten Hälfte des 19. 

Jahrhunderts in den meisten Ländern zukam.
83

 Damit wäre die Ent-

scheidungsfreiheit der Bürger betont worden. 

Es wurde von den Reformgegnern argumentiert, dass das französische 

Verfahren in der Voruntersuchung inquisitorisch sei und der Staats-

anwalt nur das mache, was nach dem geltenden Recht der Richter 

tue.
84

 In Ländern, in denen das Anklageprinzip vorkomme, hätte man 

die Staatsanwaltschaft eingeführt, um gerade zu verhindern, dass die 

Bestrafung des Täters von der Anklage abhinge
85

, insbesondere das 

englische Verfahren sei auch nicht besser.
86

 

Als Lösung des Problems wurde von den Reformern der gemischte 

Prozess verstanden, der die Vorteile beider Formen vereinigen und die 

Nachteile aufheben sollte. Dabei sollte der öffentliche Ankläger im 

Interesse der bürgerlichen Gesellschaft Anklage erheben und der Un-

tersuchungsrichter sollte die Untersuchung leiten.
87

  Dadurch würden 

die Nachteile des reinen Anklageprozesses ausgeglichen, denn selbst 

in England wurden gewisse inquisitorische Momente in den Prozess 

aufgenommen.
88

 

Ein weiteres Argument für die Einführung der Staatsanwaltschaft war, 

dass sie die Gerichte entlasten würden. Die Staatsanwaltschaft könnte 

Verfahren vor dem Prozessbeginn überprüfen und daher aussichtslose 

Fälle gar nicht erst zum Prozess kommen lassen.
89

 Sie könnte auch die 

Verfahren vereinfachen, weil sie die einschlägigen Delikte schon ein-

grenzen kann und dadurch der Richter seine Prüfung auf diese Delikte 

beschränken könnte.
90

 

                                                
83

 Tippelskirch, GA 1854, S. 29. 
84 Hoepfner, S. 10; Köstlin, S. 41. 
85 Hoepfner, S. 14. 
86 Lipowski, S. 157. 
87 Mittermaier, Strafverfahren, 156. 
88 Mittermaier, Strafverfahren, 157. 
89 Mittermaier, Mündlichkeit, 329. 
90

 Mittermaier, Mündlichkeit, 331; Denkschrift Savignys, GA 7, 585. 
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Es wurde argumentiert, dass es mit dem Charakter der Deutschen 

nicht vereinbar sei als Partei aufzutreten, weil man steht ein gutes Ver-

trauen zu den Gerichtshöfen gehabt hätte. Richter sei unparteiisch und 

gerecht.
91

 

Dem wurde entgegnet, dass sich an der Verfolgung von Amts wegen, 

die im alten Recht bestand, nichts ändere. Der Unterschied beständ 

darin, dass diese Aufgabe nicht mehr durch Richter, sondern durch 

Staatsanwälte ausgeführt werde.
92

 Somit fände im Prozess lediglich 

eine Funktionsverschiebung statt. 

Auch die Kosten des Verfahrens spielten in der Diskussion eine Rolle. 

Für die Reformgegner waren die Kosten für  zu hoch ein mündliches 

Verfahren, weil die Prozesse länger dauerten und mehr Gefängnisse 

gebaut werden müsste, um die Angeklagten unterzubringen.
93

 

Allerdings sprach gegen dieses Argument der Vorschlag, das Inquisi-

tionsverfahren durch Einstellung weiterer Richter zu beschleunigen. 

Die Erfahrungen mit dem Reichskammergericht zeigten, dass damit 

ebenfalls erhebliche Kosten verbunden waren, denn dort bleib ein Teil 

neu geschaffener Richterstellen aus Kostengründen unbesetzt.
94

  

 

2. Bewertung der Argumentation  und Gesellschaftliche Entwicklung 

Die Argumentation muss vor dem gesellschaftlichen Hintergrund be-

trachtet werden, um zu verstehen, warum sich die herrschende Mei-

nung in der Rechtswissenschaft verschob.  

Nach 1815 sollte das System Metternichs die alte Ständeordnung si-

cherstellen. Die Befreiungskriege gegen die Franzosen hatten aber in 

der Gesellschaft die Ideen von Liberalismus und Parlamentarismus 

verbreitet, so dass weite Teile der Bevölkerung mit der Entwicklung 

nicht einverstanden waren. 1817 kam dieses Gefühl im Wartburgfest 

zum Ausdruck. Die Machthaber wollten diese Entwicklung unterdrü-

                                                
91 Schubert/Regge, Bd. 5, S. 932; Lipowski, S. 119. 
92 Protokoll, in Schubert/Regge, Bd. 6/II, S. 1396. 
93 Schubert/Regge, Bd. 5, S. 904. 
94
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cken. Daraufhin kam es zu den Karlsbader Beschlüssen, die zur ge-

setzlichen Grundlage der Demagogenverfolgung wurden.
95

  

Allerdings entwickelte sich in dieser Zeit die bürgerliche Gesellschaft, 

die bis zur Jahrhundertmitte stark an Einfluss gewinnen konnte.
96

 Res-

te aus der ständischen Gesellschaft blieben erhalten, insbesondere der 

Adel verlor nur wenig seiner Macht.
97

 Das lag daran, dass die Ideale 

der bürgerlichen Bewegung, wie z. B. Bildung, Besitz und öffentliche 

Ämter, beim Adel schon vorzufinden waren.
98

  

Gleichzeitig entstanden in der Phase des Frühkonstitutionalismus neue 

demokratischere Verfassungen, die von liberalen Gruppen gefordert 

wurden. Diese Verfassungen wurden meist von den Landesherren oh-

ne Beteiligung des Volkes erlassen.
99

 Die Erbmonarchie blieb unange-

tastet
100

 und der König übte die Exekutivgewalt alleine aus
101

. Es gab 

zwei Kammern im Parlament. In der ersten Kammer saßen vom König 

ernannte Adelige und in der zweiten ständisch gewählte Vertreter.
102

 

Damit wurde die altständische Ordnung gesichert und der Einfluss der 

Liberalen eingeschränkt.  

Der Zweck der Verfassungen bestand in erster Linie in der Integration 

der mediatisierten Landesfürsten
103

 und der Vereinigung monarchi-

scher und liberaler Vorstellungen
104

. Die Macht der Landesherren nur 

wurde dadurch nur gering geschwächt.  

Den Bürgern wurden in den Verfassungen des Frühkonstitutionalis-

mus Grundrechte gewährt, die allerdings noch nicht den universellen 

Anspruch von Menschenrechten hatten, sondern als staatsbürgerliche 

Rechte durch Gesetze eingeschränkt werden konnten.
105

 Trotzdem 

wird ihnen für die Liberale Bewegung eine hohe politische Bedeutung 

zugeschrieben, weil sie es erstmals ermöglichten dem Landesherrn die 

                                                
95 Frotscher/Pieroth, Rn. 264. 
96 Huber, II, S. 310; Nipperdey, S. 255. 
97 Nipperdey, S. 255. 
98 Nipperdey, S. 257. 
99

 Frotscher/Pieroth, Rn. 258. 
100 Willoweit, S. 281 
101 Huber, I, 336. 
102 Eisenhardt, Rn. 476; Willoweit, S. 282; Kroeschell, III, S. 141. 
103 Nipperdey, S. 273. 
104 Huber, I, S.318. 
105 Vergl. § 21 Verfassung von Württemberg v. 1819; § 7 Verfassung von Baden v. 

1818; abgedruckt bei Huber, Dokumente I, Nr. 55(Württemberg) und 54(Baden) 
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Verfassungswidrigkeit seines Verhaltens vorzuwerfen.
106

 Diese ein-

mal gewährten Rechte halfen dabei das Bürger zu emanzipieren und 

den liberalen Forderungen mehr Gewicht zu verleihen. Schließlich 

wurde das Drängen auf eine Strafprozessreform zuerst in den Staaten 

mit frühkonstitutionellen Systemen laut, insbesondere in Baden und 

Württemberg. 

Schon 1819 wurde im ersten badischen Landtag erfolglos der Wunsch 

nach Einführung des mündlichen Verfahrens geäußert.
107

 Allerdings 

scheiterten dieser und weitere frühen Reformversuche meist an dem 

Widerspruch zwischen der zweiten und der ersten Kammer, welche in 

der Regel den Monarchen unterstützte.
108

 Das führte dazu, dass die 

Staatsanwaltschaft trotz einiger Anträge in der Zeit vor 1848 nicht 

oder nur eingeschränkt eingeführt wurde. In Württemberg 1828 wurde 

sie zum Zweck des Staatsrekurses eingeführt, was dem Staat mehr 

Einfluss verschaffte, wenn er mit einem Urteil nicht einverstanden 

war.  

Erst 1830 löste die Juli-Revolution in Frankreich erneut eine Welle 

der Liberalisierung in Deutschland aus. Die Verfassungen wurden nun 

durchweg mit den Fürsten vereinbart.
109

 Das Bürgertum konnte seinen 

Ansprüchen schon Gehör verschaffen. In der Folge erstarkte die For-

derung nach einer Prozessreform. 

In Baden wurde die Staatsanwaltschaft für Pressedelikte 1832 einge-

führt. Eingeführt wurde das neue Verfahren erst am 26. Januar 1832, 

nachdem im Dezember 1831 ein neues Gesetz über Pressevergehen 

erlassen worden war.
110

 Die Aufgabe der Staatsanwaltschaft bestand 

darin in der mündlichen Hauptverhandlung, die Anklage zu erheben. 

Die eigentliche Voruntersuchung war weiterhin geheim, so dass es zu 

keiner großen Änderung kam.  

Zu einer deutlichen Abwendung vom Inquisitionsprinzip kam es in 

dieser Zeit insgesamt nicht.
111

 Es ist gleichwohl auffällig, dass die 

                                                
106 Frotscher/Pieroth, Rn. 269. 
107 Elling, S. 68. 
108 Vergl. Darstellung bei Elling, S. 69. 
109 Frotscher/Pieroth, Rn. 260. 
110 Elling, S. 68, Carsten, S. 21. 
111

 Schmidt, § 288. 
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Reformforderung aus der zweiten Kammer und somit aus dem bürger-

lichen Lager kam. Mit dem Erstarken des Bürgertums gewann daher 

die Reformbewegung an Stimmkraft, die sie vorher nicht gehabt hatte. 

 

V. Die Umsetzung der Staatsanwaltschaft in deutsche Rechte 

1. Allgemeine Kritik an der französischen Staatsanwaltschaft 

Allgemein wurde das französische Modell der Staatsanwaltschaft als 

Vorbild für die Gesetzgebund in Deutschland angesehen. Allerdings 

erhob sich in einigen Punkten auch Kritik, die man bei einer Über-

nahme zu berücksichtigen gedachte. Diese bestand darin, dass der 

Staatsanwaltschaft zu viele Befugnisse eingeräumt seien. Dazu gehör-

te die Befugnis Strafanträge zu stellen, die Überwachung der Gerichte 

mittels der Staatsanwaltschaft und die Befugnis des Opfers auch selbst 

zu klagen. 

Die Autoren befürworteten trotz der Mängel das französische Verfah-

ren, weil der Gesetzgeber Abhilfe schaffen und diese Gefahr bannen 

könnte.
112

 Darum ist im Folgenden zu untersuchen, ob die Kritik der 

Rechtswissenschaft beim Gesetzgeber Gehör gefunden hat. 

Der erste Kritikpunkt war, dass die Staatsanwaltschaft zu viele Unter-

suchungsmöglichkeiten hätte, die eigentlich in den Bereich der Ge-

richte gehörten, insbesondere Verhaftungen und Untersuchungen.
113

  

Eine Tätigkeit der Staatsanwaltschaft schon bei der Untersuchung 

könnte negative Auswirkungen auf die Angeklagten oder Zeugen ha-

ben.
114

 Das Recht Zeugen zu vernehmen gab es, allerdings wurde es  

eingeschränkt.
115

 

Auch die Abhängigkeit der Staatsanwaltschaft vom Ministerium wur-

de kritisch gesehen, da die Beamten nicht mehr unabhängig seien und 

nicht mehr unbefangen arbeiten könnten.
116

 Dadurch könnte die 

Staatsanwaltschaft zum Organ der Regierung werden. 

                                                
112 Braun, S. 20; Mittermaier, Mündlichkeit, 317; Denkschrift Savignys, GA 7, 587. 
113 Braun, S. 17, 18; Mittermaier, Mündlichkeit, 326; Zachariä, S. 273; Frey, Frank-

reich, S. 244; Brauer, Gerichtssaal, 1848/II, S. 325; Feuerbach, S. 148. 
114 Mittermaier, Mündlichkeit, 326/327. 
115 § 7 Preußen, § 54 Hannover, Art. 76 Sachsen. 
116

 Braun, S. 20; Mittermaier, Mündlichkeit, 317; Frey, Frankreich, S. 248. 
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Der Staatsanwalt müsse wegen Befangenheit abgelehnt werden kön-

ne
117

, was im französischen Recht nicht geht. Der Grund dafür ist, 

dass der Staatsanwalt nicht als Gegner des Angeklagten, sondern als 

Vertreter der Gesellschaft tätig werden soll
118

. 

Weiterhin sei die Aufsicht der Staatsanwaltschaft über die Gerichte 

unnötig.
119

 Gegenstimmen hielten die Kontrolle für notwendig, weil 

die üblichen Gerichtsvisitationen keine permanente Qualitätskontrolle 

sicherstellen würden.
120

  

Es wurde darauf aufmerksam gemacht, dass die Stellung der Staats-

anwaltschaft ein Hauptpunkt ihrer Macht ist. Waffengleichheit der 

Mittel bestünde nur, wenn die Staatsanwaltschaft der Verteidigung 

entspräche. Das bedeutet, dass beide den Richter über sich anerkennen 

müssen.
121

 Die Staatsanwaltschaft sei als Partei vor dem Gericht, müs-

se also das Gericht über sich anerkennen.
122

 Das wäre nicht der Fall, 

wenn die Staatsanwaltschaft das Gericht kontrollieren könnte. 

Eine andere Ansicht wollte, dass die Staatsanwaltschaft unparteiisch 

neben dem Richter stehe, also eine bessere Position habe, als eine Par-

tei.
123

 

Dem wird entgegnet, dass die Staatsanwaltschaft nur dazu da sei wirk-

liche Verbrecher zu verfolgen und Unschuldige nicht anzuklagen.
124

 

Sie brauche nicht unparteiisch zu sein, denn es entspräche ohnehin 

ihrer öffentlichen Pflicht nur solche Leute anzuklagen, die mit großer 

Wahrscheinlichkeit eine Tat verübt haben.
125

 Daraus ergibt sich, dass 

die Staatsanwaltschaft als Partei in dem Prozess auftreten sollte. 

Überdies hätte das Aufsichtsrecht im französischen Strafverfahren 

seine Begründung darin gehabt, dass dort teilweise rechtsunkundige 

Richter Urteile fällte, was im deutschen Verfahren nicht der Fall sei. 

                                                
117 Mittermaier, Mündlichkeit, 324. 
118
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Über das Recht des Betroffenen selbst Anklage zu führen, wenn die 

Staatsanwaltschaft es ablehnt, wurde ebenfalls gestritten. In Frank-

reich war die Privatklage möglich.  

Dafür sprach, dass die Bürger durch ihre erweiterten Freiheitsrechte 

auch die Möglichkeit bekommen sollten selbst zu klagen, wenn die 

Staatsanwaltschaft ihr Anliegen abwies.
126

 Nach einer Ansicht soll es 

dem Privaten völlig unmöglich sein selbst das Gericht anzurufen, weil 

es Aufgabe des Staates sei, für die Ahndung von Straftaten zu sor-

gen.
127

 Außerdem stünde, unabhängig von der Staatsanwaltschaft das 

Untersuchungsprinzip dagegen, das eine Strafverfolgung von Amts 

wegen verlangt.
128

 Es sei politisch sinnvoller das zu unterbinden, weil 

die Staatsanwaltschaft als Filter für die die Gerichte verhindert, dass 

diese nicht mit Anträgen überlastet würden.
129

  

 

2. Die ersten Staatsanwaltschaften in deutschen Rechten 

In den Gesetzen zur Einführung der Staatsanwaltschaft erhielt diese in 

einigen Ländern das Recht auf vorläufige Festnahme.
130

 Das wurde 

zwar durch die Begrenzung auf frischen Taten eingeschränkt, bei de-

nen der Täter gestellt wird und auf Fälle, in denen eine Verzögerung 

die Strafverfolgung erschweren würde. Trotzdem konnte die Staats-

anwaltschaft durch Eingriffsrechte große Macht ausüben. 

In Baden hat die Staatsanwaltschaft Untersuchungsbefugnisse, die der 

französischen Einrichtung entsprechen.
131

 Somit erfüllte es die Krite-

rien der Rechtswissenschaft nicht. 

Hausdurchsuchungen wurden in Hannover nur von den Gemeindebe-

amten durchgeführt und Staatsanwaltschaft und Polizei war die Vor-

nahme sonst verboten. Ausnahmen bestanden auch hier wieder bei 

frischen Taten.
132
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Woanders war die Staatsanwaltschaft auf die Beantragung von Maß-

nahmen beschränkt.
133

 Dort wurde also diesem Problem abgeholfen. 

Die Leitung der Nachforschungen hatte meist das Gericht.
134

 

Faktisch kann die Staatsanwaltschaft noch immer gerichtliche Befug-

nisse ausüben, wenn auch in eingeschränktem Rahmen.  

Von der Wissenschaft wurde betont, dass die  Rechte der Bürger bes-

ser gewahrt bleiben, wenn die Kompetenzen in der Staatsanwaltschaft 

gering seien.
135

 Der Begriff der frischen Tat wurde aber in Frankreich 

sehr weit ausgelegt, so dass auch bereits beendete Delikte ebenfalls 

dazu zählen, z. B. bei öffentlichem Nachruf, Besitz von gestohlenen 

Gegenständen.
136

 Damit war die Einschränkung durch das Merkmal 

der frischen Tat nur gering.  

Voruntersuchungen wurden nicht einheitliche geregelt, bei manchen 

Gesetzten wir die Staatsanwaltschaft erst nach der Untersuchung tätig, 

bei machen schon während der Voruntersuchung. 

Auch die Stellung von Strafanträgen durch die Staatsanwaltschaft 

wurde kritisiert, weil dadurch dem Richter Vorgaben für das Urteil 

gemacht würden.
137

 Diese seien zwar auf schwere Verbrechen be-

schränkt, aber selbst diese Beschränkung wäre nicht in der Lage die 

Gefahr eines Missbrauchs völlig zu verhindern.
138

 Die Kritik ent-

sprach den Einwänden, die gegen die Personalunion von Ankläger und 

Richter im Inquisitionsprozess angeführt wurden.  

In den Ländern bestand nach der Einführung der Staatsanwaltschaft 

durchweg eine hierarchische Gliederung, bei der sie dem Justizminis-

ter untergeordnet war.
139

 Die Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft 

war somit in den meisten Gesetzen nicht gegeben. Daran ändert auch 

die Einschränkung nichts, dass die Staatsanwälte durch eine Anord-

                                                
133
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134 Planck, S. 39. 
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nung nicht in der eigenen Meinungsäußerungsfreiheit beschränkt 

sind.
140

 Diese Reformforderung wurde also nicht erfüllt. 

Bei der Organisation der Staatsanwaltschaft wurde die Trennung von 

Anklage und Untersuchung nicht konsequent durchgesetzt, weil in 

einigen Ländern nur an den höheren Gerichten Staatsanwälte bestellt 

sind.
141

 In Frankreich gab es dieses Institut an allen Gerichten. 

Folglich wurde die Einheit von Kläger und Richter nicht gänzlich be-

seitigt. 

Eine Ablehnung des Staatsanwalts war in den meisten Rechten nicht 

möglich
142

, so dass auch dieser Forderung nicht entsprochen wurde.  

In Baden und Bayern gab es ein paar Privatklagedelikte, aber im Üb-

rigen war die Klage eines Privaten nicht zulässig.
143

 Somit wurde auch 

dieses Anliegen nicht in den Gesetzten umgesetzt. 

Im Ergebnis wurde der nur die Anklageform in dem Prozess einge-

führt.
144

 Allerdings seien dadurch nicht alle Probleme des inquisitori-

schen Prozesses beseitigt worden.
145

 Viele der Forderungen aus der 

Rechtswissenschaft wurden nicht oder nur eingeschränkt erfüllt. 

Auffällig ist, dass die Länder die Staatsanwaltschaften verschieden 

ausgestalteten, so dass es in Deutschland keine einheitlichen Regelun-

gen gab.
146

 

 

3. Reichsstrafprozessordnung von 1877 

Mach der Reichsgründung 1871 sollte für ganz Deutschland eine ein-

heitliche Rechtsordnung entstehen. Die Reichsjustizgesetze über 

Straf- und Zivilverfahrensrecht waren der wichtigste Schritt zur Ver-

einheitlichung des Rechts. Sie  waren geprägt vom liberalen Bürger-

tum, dessen Forderungen waren schon in der Paulskirchenverfassung 

einen hohen Stellenwert gehabt hatten.
147

 Regelungen über die Staats-
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anwaltschaft finden sich in dem Gerichtsverfassungsgesetz und der 

Strafprozessordnung. 

In der Strafprozessordnung von 1877 galt der Grundsatz des Anklage-

prozesses  für alle Arten von Strafgerichten.
148

  

Die Staatsanwaltschaften sollten bei jedem Gericht eingerichtet wer-

den.
149

 Das Problem, dass die Staatsanwaltschaft nicht bei den unteren 

Gerichten vorhanden war, wurde beseitigt. Das heißt, dass die Tren-

nung von Ankläger und Richter jetzt vollständig umgesetzt war. 

Die Eröffnung der Untersuchung erfolgte aufgrund einer öffentlichen 

Klage
150

 im Namen des Staates
151

, die der Staatsanwaltschaft zu-

stand.
152

 Es sollte eine Verpflichtung zur Erhebung der Klage beste-

hen, wenn genügende Anhaltspunkte für die Tat vorlagen. Die Staats-

anwaltschaft ist verpflichtet Klage einzureichen, wenn tatsächliche 

Anhaltspunkte vorliegen. Einschränkungen bestehen nur bei Privat-

klagen
153

. Von dieser Regel gab es keine Ausnahmen, d. h. keine Fälle 

der ausschließlichen Privatklage.
154

 Untersuchung und Entscheidung 

waren an die Klage gebunden
155

, was als notwendige Folge des Ank-

lageprozesses gesehen wird.
156

 

Damit wurde erstmals das Legalitätsprinzip in deutsche Gesetzte ein-

geführt, weil in den vorherigen Rechten das Opportunitätsprinzip ge-

herrscht hatte, das die Eröffnung der Klage in das Ermessen der 

Staatsanwaltschaft stellte.
157

 

Die oberen Staatsanwälte behielten das Recht selbst in Verfahren der 

unteren Gerichte einzugreifen oder andere Beamte damit zu betrau-

en
158

 und Weisungen an die untergebenen Staatsanwälte zu geben
159

. 
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Mit dem Weisungsrecht war eine entsprechende Handlungspflicht der 

untergebenen Staatsanwälte verbunden. Der starke Einfluss der Regie-

rung auf einzelne Strafverfahren bestand also weiterhin. 

Die Staatsanwaltschaft ist von den Gerichten unabhängig.
160

 

Die Unabhängigkeit der Gerichte wurde gewährleistet, denn die 

Staatsanwaltschaft durfte keine Dienstaufsicht über die Richter füh-

ren.
161

  

Rücknahme der Klage ist nach ihrer Eröffnung der Untersuchung 

nicht mehr möglich.
162

 Die Staatsanwaltschaft ist aber nicht daran 

gehindert einen Antrag auf Freispruch zu stellen.
163

  

 

VI. Zusammenfassung und Bewertung der Einführung  

Nach der damals wohl herrschenden Meinung wurde das Inquisitions-

verfahren durch die Anklageform verbessert.
164

 Fraglich ist, ob sie 

Staatsanwaltschaft letztlich der Revolution entsprungen ist oder nicht. 

Die ersten Staaten, die die Staatsanwaltschaft einführten gaben ihr nur 

geringe Aufgabengebiete. Dort diente die Staatsanwaltschaft dazu 

Rechtsmittel gegen das inquisitorische Urteil einzulegen
165

, wenn es 

nicht streng genug ausfiel.  

Letztlich waren die Ergebnisse aus Sicht der Liberalen zu diesem 

Zeitpunkt nicht befriedigend, da die Regierungen ihre Macht in den 

Verfahren stärken konnten. 

Die Regierungszeit von Friedrich Wilhelm III. ließ in Preußen keine 

Veränderung der bestehenden Verhältnisse zu. Das zeigte sich schon 

daran, dass Preußen trotz der zahlreichen Verfassungen die in anderen 

deutschen Staaten in der ersten Jahrhunderthälfte erlassen wurden, 

noch immer keine Verfassung bekam. Vor diesem Hintergrund konn-

ten die Rufe nach einer Strafprozessreform nur ungehört verhallen. 
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Erst die Thronbesteigung im Jahre 1840 von Friedrich Wilhelm IV. 

erweckte bei den Liberalen neue Hoffnung, denn er berief den preußi-

schen Provinziallandtag ein und  rehabilitiert politisch verfolgte Op-

positionelle.
166

 

In einem Entwurf einer Strafprozessordnung wurde 1841 in die Re-

form des Verfahrens abgelehnt. Dieser Entwurf ging auf den damali-

gen konservativen Minister von Kamptz zurück. Dieser war bei den 

Liberalen nicht beliebt, da er an der Demagogenverfolgung beteiligt 

gewesen war
167

. Arbeiten von ihm waren sogar bei dem Wartburgfest 

1817 verbrannt worden
168

.  

Der neue König umgab sich mit etwas liberaleren Ministern und ent-

ließ den konservativen von Kamptz. Durch die Kabinettsorder vom 24. 

April 1846 ließ der König einen Gesetzentwurf für das neue Verfahren 

anfertigen. Auslöser dafür war ein Prozess gegen 250 Aufständische 

Polen, der mit den üblichen Verfahren nicht zu bewältigen war.
169

 

Allerdings bemühte er sich nicht zu viele liberale Versprechungen an 

die Opposition zu machen, was diese radikalisierte.
170

  

In Bayern hatte der Monarch sehr starken Einfluss durch die okt-

royierte Verfassung von 1818, die bis 1848 bestand hatte. Die Forde-

rung nach einer Staatsanwaltschaft erhob sich dort erst sehr spät, denn 

das Strafprozessrecht von 1813, hatte schon einige Härten des Inquisi-

tionsprozesses abschwächte. Auf der Ständeversammlung 1840 wurde 

ein Antrag zur Strafprozessreform gestellt, aber von Ludwig I. nicht 

umgesetzt.
171

 

Anfang des Jahres 1848 sich machten die Auswirkungen der Februar-

revolution auch in Bayern bemerkbar, woraufhin der König sich ge-

zwungen sah, die von ihm abgelehnten Reformen zu versprechen.
172

  

Im März verzichtete er auf den Thron und Maximilian I. wurde sein 

Nachfolger. Er vereinfachte sogar das Einführungsverfahren dadurch, 

dass die Reform als Verordnung erlassen werden sollte.
173
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1842 wurde in Sachsen der Entwurf einer Strafpozessordnung entwor-

fen, der den Inquisitionsprozess beibehielt.
174

 Nachdem die erste 

Kammer ihn genehmigt hatte, stieß er in der zweiten Kammer, weil 

diese einen mündlichen und öffentlichen Anklageprozess verlangt. 

Daraufhin zog die Regierung diesen Entwurf zurück.
175

 Eine Kom-

mission wurde damit beauftragt einen neuen Entwurf zu erarbeiten, 

der schließlich 1853 beschlossen wurde. 

Das Revolutionsjahr brachte der Refomforderung einen deutlichen 

Aufschwung. In der Verfassung der Paulskirche vom 28. März 1849 

wurde die von den Liberalen geforderte Prozessreform verwirklicht, 

denn § 178 FRV
176

 ordnete Öffentlichkeit und Mündlichkeit der Ver-

fahren an und § 179 FRV setzte für Strafverfahren das Anklageprinzip 

fest.
177

 Als politischer Hintergrund dafür wird die Forderung nach 

Gewaltenteilung angesehen.
178

 

Allerdings setzte die Reaktion ein noch bevor die Refromgesetzte in 

Kraft treten konnten. In Preußen wurde am 5. Dezember 1848 eine 

Verfassung vom König okroyiert, die den Liberalen entgegenkommen 

sollte.
179

 Auch in Bayern begann die Regierung im Dezember reaktio-

när zu werden.
180

 Fraglich ist, warum die Regierungen aber das Insti-

tut der Staatsanwaltschaft beibehielten.  

Insbesondere in Preußen ist auffällig, dass das Gesetz zur Einführung 

der Staatsanwaltschaft nur wenige Monate vor der Einführung des 

Dreiklassenwahlrechts eingeführt wurde, obwohl es den Nimbus der 

Revolution an sich trug.  

In der oktroyierten Verfassung vom 5. Dezember 1848
181

 ist zwar in 

Art. 92 die Öffentlichkeit der Verfahren in Zivil- und Strafsachen ge-

regelt, aber die Mündlichkeit ist nicht mehr ausdrücklich aufgeführt. 

Sie ergibt sich aber daraus, dass die Verfahren vor dem erkennenden 
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Gericht stattfinden, was bei einem schriftlichen Verfahren nicht mög-

lich wäre. 

Das Anklageverfahren ist nicht mehr ausdrücklich erwähnt. Aber die 

Staatsanwaltschaft wird in Art. 96 genannt, in dem es um den Schutz 

der Staatsbeamten vor Entziehung des Amtes und der Einkommen 

geht. Daraus ist ersichtlich, dass der König für die Beibehaltung des 

Institutes ist. Er hätte durchaus deutlich stärkere Eingriffe vornehmen 

können. Die oktroyierte Verfassung sollte den Liberalen entgegen-

kommen und sie auf diesem Wege wieder für die Krone zurückgewin-

nen.
182

 Daher musste sie auch einige Forderungen ihrer Zielgruppe 

aufnehmen. Kurze Zeit später wurde die Staatsanwaltschaft sogar in 

ganz Preußen durch das Gesetz vom 3. 1. 1849 ausgedehnt.  

Am 30. 5. 1849 wurde das Dreiklassenwahlrecht eingeführt
183

, das 

den Konservativen Vorteile bei den Wahlen einbringen sollte
184

. Es 

zielte darauf ab,  eine Revision der oktroyierten Verfassung zu er-

leichtern. Durch die neu gewählte zweite Kammer wurde die Verfas-

sungsrevision am 31. Januar 1850 verabschiedet. 

Ihr Art. 93 S. 1 ist eine wörtliche Übernahme des Art. 92 S. 1 der Ver-

fassung vom 5. Dezember 1848, indem er die Öffentlichkeit vor-

schreibt und die Mündlichkeit sich aus dem Kontext ergibt.  

Auch in der revidierten Form ist der Anklageprozess nicht ausdrück-

lich genannt. Aber die Staatsanwaltschaft ist in Art. 98 erwähnt, der 

eine wörtliche Übernahme des Art. 96 aus der Verfassung vom De-

zember 1848 ist. 

Damit wird deutlich, dass selbst die konservativeren Kräfte sich mit 

dem Institut angefreundet hatten. Das liegt wohl daran, dass die Re-

gierung immer noch ihren Einfluss auf die Staatsanwaltschaft geltend 

machen kann, weil die Staatsanwaltschaft vom Gesetz wegen schon 

nicht unabhängig war.
185

 

Auch in den Jahren danach sind Forderungen aus der Rechtswissen-

schaft nach einer Unabhängigkeit der Gerichte nicht erloschen.
186
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In der Verfassung von 1871 ist von der Staatsanwaltschaft keine Spur 

mehr zu finden
187

, allerdings wurde sie bei der Gesetzesvereinheitli-

chung als bestehend vorausgesetzt und nicht mehr angezweifelt. Das 

erkennt man daran, dass sie in der Strafprozessordnung übernommen 

wurde. 

Aus diesem historischen Umfeld lässt sich erkennen, dass die Staats-

anwaltschaft ihren Ursprung in der liberalen Idee hatte. Die Herrscher 

schafften es aber das Institut in ihrem Sinne auszugestalten. Der Ans-

toß zur Prozessreform im Preußen war sogar vom König selbst ge-

kommen. Durch die Vereinfachung des Verfahrens in Preußen und 

Bayern sorgten die Monarchen dafür, dass die Umsetzung einfacher 

und schneller wurde. Wenn sie nicht von der Staatsanwaltschaft profi-

tiert hätten, dann wäre es ihnen möglich in der Reaktionszeit gewesen 

sie wieder abzuschaffen. Allerdings konnten sie sich nicht anders ge-

gen den Liberalismus wehren, als durch Zugeständnisse.  

Ein Vergleich zu der parallelen Entwicklung der Verfassungen zeigt, 

dass es ein langer Prozess war, bis die Bürger ihre Grundrechte er-

kämpft hatten. Diese wurden anfangs auch in Verfassungen eingebet-

tet, die noch der Sicherung der überkommen Ordnung gelten sollten. 

Genauso ist es mit der Staatsanwaltschaft verlaufen, die erst der Si-

cherung der Königsmacht dienstbar gemacht wurde. 

Es bleibt festzuhalten, dass die Reform tatsächlich dem Liberalismus 

entsprang, aber dann zu einem Institut der Monarchie wurde. 
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